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Prekarisierung der Lebensverhältnisse 


durch die Globalisierung des Kapitals? 
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Vom 6. bis 8. Juni 2007 tref- 
fen sich in Heiligendamm bei 
Rostock die Regierungen der 
mächtigsten Staaten der Erde, 
die so genannte "Gruppe der 
Acht". Es ist ein zentrales 
Kennzeichen des herrschenden 
Globalisierungsprozesses, dass 
die wesentlichen Richtungsplä- 
ne zur politischen Gestaltung 
der Gesellschaften nicht mehr 
in nationalen Parlamenten, son- 
dern bei derartigen Treffen ent- 
worfen werden. 


Im informellen Kreis treffen die 
Führungseliten der Welt Verab- 
redungen, die sich auf Milliar- 
den Menschen auswirken: An- 
gefangen bei den Bedingungen 
von Produktion und Lohnarbeit 
bis hin zur Geburtenpolitik. Die 
Privatisierung öffentlicher Güter 
wird dort genauso vorangetrie- 
ben wie die weitere ökologische 
Ausbeutung des Globus; ebenso 
werden Kriege vorbereitet oder 


angeheizt und die daraus ge- 
wonnenen Beutestücke - Öl, Gas, 
Metalle! - untereinander verteilt. 
Zweifelsohne sind diese Eliten 
gestaltungsmächtig, für ihr Tun 
verantwortlich und dementspre- 
chend zu kritisieren. Allerdings 
handeln sie nicht als mutwillig 
"böse Heuschrecken", nicht als 
vermeintlich "graue Männer" 
wie diejenigen in Michael Endes 
"Momo", die - allen Menschen 
Böses wollend - ihnen ihre Zeit 
und Lebensfreude stehlen. Tat- 
sächlich handeln die gegenwärti- 
gen Eliten der Welt wesentlich als 
konkrete Ausführende abstrak- 
ter gesellschaftlicher Kräfte, wie 
z.B. dem ökonomischen Gesetz 
der Kapitalverwertung oder den 
kulturellen Reproduktionsweisen 
von Geschlechterhierarchien. Bei 
aller gebotenen Opposition gegen 
die herrschenden Eliten geht es in 
erster Linie darum, diese abstrak- 
ten gesellschaftlichen Mechanis- 
men zu bekämpfen. 


Prekarisierung - also ungeschütz- 
te _ Beschäftigungsverhältnisse, 
befristete Arbeitsverträge, Arbeit 
auf Abruf, Teilzeitarbeit - ist dem 
Kapitalismus und der Lohnarbeit 
inhärent und deswegen immer 
wieder Thema und Problem so- 
zialer Bewegungen. So als allge- 
meinpolitisches Problem verstan- 
den, rücken die gesellschaftlichen 
Produktions- und Reproduktions- 
bedingungen in den Blick. Die 
bisherige Unterscheidung von 
Normalarbeitsverhältnissen und 
prekären Arbeitsverhältnissen ge- 
rät ins Rutschen. Zu beobachten 
ist eine Zunahme von Konkurrenz 
und eine Abnahme von lohnab- 
hängiger Interessensvertretung 
in allen Arbeitsbereichen. Eine 
der möglichen Antworten hierauf 
wäre, dass die Gewerkschaften 
ihre Kämpfe vermehrt nicht nur 
betrieblich führen, sondern ge- 
sellschaftspolitisch. Sie müssten 
sich hierfür europäisieren und 
internationalisieren, und zwar 


>>> 





>>> 


Kalender 


ZÜRICH 


Infos über die nächsten Sit- 
zungen des Komitees von 
attac zürich erhältlich unter: 
zurich@attac.org 


BERN 


Nächste Sitzung des Komitee 
von attac bern: 4. Juni 2007, 
19 Uhr, Käfigturm (2.Stock), 
Marktgasse 67, 3003 Bern. 
Kontakt: bern@attac.org 


BASEL 


Nächste Sitzung des Komi- 
tees von attac basel: 23. Mai 
2007, 20 Uhr. InteressentIn- 
nen melden sich bitte unter 
basel@attac.org 


An dieser Nummer haben 
sich beteiligt: 

Nadja Andres, Olivia Blöch- 
liger, Marco Büchel, Alwin 
Egger, Roman Künzler, Jan 
Miluska, Alessandro Pelizza- 
ri, Michel Pellaton, Florence 
Proton, Nina Studer, Karin 
Vogt, Frank Winter 


Kontakt 


Auf einen Artikel reagie- 
ren? Einen Text zur Veröf- 
fentlichung vorschlagen? 
Bei attactuell mitmachen? 
Gerne! Kontaktadresse: 
attactuell@attac.org (oder 
per Post an eine der drei 
Deutschschweizer attac- 
Sektionen, Adressen siehe 
Sitzungskalender). 


in jedem Betrieb. Sicherlich ist 
die Ausweitung eines Internati- 
onalismus der Resolutionen auf 
die praktische Solidarität nicht 
einfach. Gleichzeitig wäre bei 
den sozialen Bewegungen eine 
verstärkte Sensibilität und So- 
lidarität bezüglich Verteidigung 
der Arbeitsbedingungen wich- 
tig, denn Ansätze zur kollektiven 
Aktion am Arbeitsplatz sind eine 
unverzichtbare Komponente des 
Widerstands gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung. 


MigrantInnen als 
Manövriermasse im 
Dienst des Kapitals 


Es stellt sich auch die Frage, ob 
sich dieser Prozess der Prekarisie- 
rung der Lebens- und Arbeitsver- 
hältnisse durch die Öffnung von 
Grenzen für Kapital und Lohnab- 
hängige verschärft - wobei die 
Öffnung für letztere restringierter 
als für das Kapital geschieht. Die 
Gewerkschaften haben sich sehr 
spät auf migrationspolitisches 
Terrain begeben: In der Ausein- 
andersetzung um die Bolkestein- 
Richtlinie der EU. Zuvor ist z.B. die 
deutsche Dienstleistungsgewerk- 
schaft ver.di bei den Verhandlun- 
gen um die EU-Ost-Erweiterung 
rein national orientiert für lange 
Übergangszeiten bei der Öffnung 
des deutschen Arbeitsmarkts für 
Lohnabhängige aus den neuen 
Mitgliedsländern eingetreten. Als 
bislang avancierteste Gewerk- 


schaftsposition auf dem Feld der 
Migrationspolitik kann man die 
Forderung nach gleichen Rechten 
und gleichem Lohn für gleiche 
Arbeit für alle betrachten. 


Denn die Unternehmer betreiben 
immer mehr Lohndumping, indem 
sie die Differenz des bürgerrecht- 
lichen Status mit Papieren/ohne 
Papiere als Hebel nutzen. Staatli- 
che Migrationspolitik verfolgt nie 
die komplette Abschottungsstra- 
tegie, sondern arbeitet mit porö- 
sen Grenzen, um eine entrechtete, 
extrem ausbeutbare und verletz- 
liche Klasse von Lohnabhängigen 
zu schaffen. 


Migration stellt sich als eine in- 
ternationale, transnationale Fra- 
ge dar: Die Ertrinkenden im Mit- 
telmeer, die schwimmend oder in 
kleinen Booten nach Europa zu 
gelangen versuchten, führen das 
mehr als deutlich vor Augen. Das 
politische Feld ist spannungsge- 
laden: Verteidigung erkämpfter 
heimischer Standards versus ein 
Migrieren gegen das weltweite 
Ausbeutungsgefälle, gegen den 
Zustand globaler Apartheid, ge- 
gen ein immer rigider werdendes 
Grenzregime. Wie ist Kommuni- 
kation und Überbrückung dieser 
unterschiedlichen Interessen und 
Erfahrungen möglich? Hierbei ist 
die Forderung nach Bewegungs- 
freiheit zentral, wie sie sich in 
den Bleiberechtskämpfen artiku- 
liert, die vor zehn Jahren ihren 
Ursprung in Frankreich genom- 


men und sich zeitweise auf ganz 
Europa ausgeweitet haben. 


Entscheidend für den Emanzipa- 
tionsprozess der Migrantinnen 
ohne gültige Identitätspapiere ist 
die Legalisierung. Diese stattet 
sie mit Rechten aus, und nur wer 
Rechte hat, kann sich effektiv or- 
ganisieren und wehren. Allerdings 
macht dieser Kampf um Legalisie- 
rung nur Sinn, wenn man ihn ver- 
bindet mit dem Kampf um bessere 
Arbeits- und Organisationsrechte. 
Es gilt, Verbindungen herzustellen 
zwischen gewerkschaftlichen Ak- 
tionen und Kämpfen von sozialen 
Bewegungen. 

Es ist an der Zeit, eine neue linke 
politische Handlungspraxis sowie 
beständige kritische philosophi- 
sche Reflexion dieser Praxis zu 
entwickeln! Ein neues weltgesell- 
schaftliches Projekt auf den Weg 
zu bringen, das den Kapitalismus 
und seine ausbeuterischen, ver- 
dinglichenden und entfremden- 
den Produktions- und Reproduk- 
tionsbedingungen Geschichte 
werden lässt! 


Weitere 


Informationen. 


www.euromarches.ch 


WWW.IZ3w.org 
www.proasyl.de 
www.aktionbleiberecht.de 
www.rasthaus-freiburg.org 





SONDERZUG NACH ROSTOCK AN DIE ANTI-G8-DEMO! 


Die Sonderzige 
zum Gipfelpratest 





attac Deutschland hat einen Sonderzug nach Rostock an 
die grosse Demonstration gegen G8 vom 2. Juni 2007 or- 
ganisiert (nur Hinfahrt). Abfahrt 1. Juni ab Basel Bad Bf 
16.54 Uhr, Ankunft 2. Juni Rostock Hbf 09.10 Uhr. attac 
schweiz bietet Tickets zum Vorverkaufspreis von 45 Euros 
(aktuell kosten die Tickets 55 Euro). Bestellungen bitte 
unter euromarches.ch@ras.eu.org 


Für die Rückfahrt gibt es eine Mitfahrzentrale, Infos unter: http://wwuw.attac.de/heiligendamm07/pa- 
ges/gipfelproteste-2007/sonderzuege.php 


Auf nach Rostock! 


>>> Gegen Prekarität und Ausgrenzung >>> 


Ein neues Wort macht sich 
breit: Prekarität meint, dass 
heute immer mehr Menschen 
von ungeschützten Beschäfti- 
gungsverhältnissen, befristeten 
Arbeitsverträgen, flexiblen Ar- 
beitszeiten, Arbeit auf Abruf, 
Temporärarbeit usw. betroffen 
sind und "prekär" leben müssen. 
Ganz besonders betroffen von 
prekären Arbeits- und Lebens- 
verhältnissen sind die Migran- 
tInnen. Prekarität und Migrati- 
on - zwei Kernthemen der Mo- 
bilisierung gegen den G8-Gipfel 
von Juni 2007. 


G8 steht für 
Prekarisierung 


Am Gipfel der G8-Gruppe treffen 
sich die Regierungschefs der sie- 
ben "führenden" Industrieländer 
und Russlands vom 6. bis 8. Juni 
2007 in Heiligendamm bei Rostock 
(D). Sie symbolisieren die Politik, 
unter der tagtäglich immer mehr 
Menschen im Norden und Süden 
leiden: Ausbeutung, Sozialabbau, 
Krieg. Erneut wird die G8-Gruppe 
Erklärungen zu Armut in Afrika, 
Aids und Klimaerwärmung ab- 
geben, die dann nichts als leere 
Worte bleiben. 


Widerstand tut Not, denn auf der 
einen Seite nehmen prekäre Ar- 
beitsverhältnisse immer weiter zu, 
auf der anderen Seite waren die 
transnationalen Konzerne noch 
nie so reich. Die Rechte auf so- 
ziale Teilhabe, auf Mobilität, auf 
Zugang zu Bildung und Gesund- 
heitsversorgung werden durch 
die Liberalisierung zentraler Be- 
reiche des öffentlichen Dienstes 
stark eingeschränkt. Und obwohl 
Migration und Personenfreizügig- 
keit grundlegende Rechte sind, 
werden sie den wirtschaftlichen 
Interessen der Konzerne unterge- 
ordnet. 


Auch in der reichen Schweiz 
macht sich Prekarität breit. Sogar 
gemäss offizieller Statistik ist zum 
Beispiel die Zahl der Erwerbstäti- 
gen, die einen befristeten Arbeits- 
vertrag haben, zwischen 2001 und 
2004 von circa 176'000 auf über 
200'000 angestiegen. Von die- 
sen 200'000 waren mehr als die 
Hälfte Frauen, deren Erwerbsquo- 
te bekanntlich tiefer ist als jene 
der Männer. Frauen sind folglich 
übervertreten in der Gruppe der 
Beschäftigten, die mit dieser Form 
von Prekarität konfrontiert sind. 
Klar ist, dass auch Migrantinnen 
überdurchschnittlich häufig von 


ANTI-68-DEMONSTRATION IN BASEL 


Im Rahmen der Europäische Märsche gegen Erwerbslosigkeit, un- 
geschützte Beschäftigung und Ausgrenzung nach Heiligendamm 


bei Rostock (D) : 


Demonstration gegen G8: 


Bewegungsfreiheit und gleiche Rechte für alle! 


Samstag, 26. Mai 07 : 14 Uhr Claraplatz (Basel) - Ausschaffungs- 
gefängnis (Grenze) - Weil am Rhein (Deutschland) 


Auf nach Rostock! 


Beteiligt euch an der Grossdemonstration gegen G8 am 2. Juni 
in Rostock, an Gegengipfel, Aktionen und Blockaden! 


Unterstützt von (Stand 30.4.2007) : Unia Nordwestschweiz, Neue 
Partei der Arbeit Basel, Liste 13, Badische Koordination Euromär- 
sche 2007, attac basel, Aktion Bleiberecht Freiburg, Bezirkser- 
werbslosenausschuss Südbaden Dienstleistungsgewerkschaft ver. 
di, Freiburger Anti G8 Bündnis, Bewegung für den Sozialismus 


Basel 


prekären Beschäftigungsformen 
betroffen sind. Mittlerweile be- 
trägt die Zahl der Menschen mit 
solchen Arbeitsverträgen gar 
mehr als 250'000 - hier zeigt 
sich, wie die Arbeitsverhältnisse 
zunehmend den Bedürfnissen der 
Kapitalverwertung unterworfen 
werden. Wichtiger als die Sicher- 
heit, wovon ein Mensch in den 
nächsten Monaten leben wird, 
ist offenbar die Freiheit des Un- 
ternehmers, Arbeitskräfte gerade 
solange zu beschäftigten, wie es 
seiner Rendite dient. Wie sehr die 
Wirtschaftsführer und Politiker 
in der Schweiz die G8-Politik der 
Liberalisierung und Deregulierung 
befürworten und umsetzen, hat 
sich immer wieder gezeigt. Grund 
genug, auch in der Schweiz gegen 
G8 zu protestieren. 


Diskriminierung von 
MigrantInnen in der 
Schweiz 


Nach der Annahme des neuen 
Ausländergesetzes und der Asyl- 
revision im September 2006 ver- 
kündet die rechtsextreme fran- 
zösische Partei "Front national" 
in einer Pressemitteilung von 
April 2007, dass unter den eu- 
ropäischen Ländern die Schweiz 
mit ihrer Migrationspolitik ihrem 
eigenen Parteiprogramm "am 
nächsten" stehe, und der UNO- 
Sonderberichterstatter hat die 
Schweiz kürzlich wegen Rassis- 
mus gerügt. Soziale, wirtschaftli- 
che, kulturelle und rechtliche Dis- 
kriminierung ist für MigrantInnen 
alltäglich. Dieser strukturelle Ras- 
sismus erfüllt auch und vor allem 
eine ökonomische Funktion, denn 
er schafft eine entrechtete Grup- 
pe von Lohnabhängigen, die der 
Ausbeutung durch die Arbeitge- 
ber ausgeliefert ist. Dass je nach 
Schätzung 100'000 bis 300'000 
Menschen, die in der Schweiz le- 
ben und arbeiten, keinen geregel- 
ten Aufenthaltsstatus erhalten, 
ist nicht nur ein menschenrecht- 
licher Skandal - sondern erlaubt 
es in vielen Branchen den Patrons, 
Lohn- und Sozialdumping durch- 
zusetzen. Denn je schlechter die 


Lebensbedingungen für Menschen 
aus anderen Ländern sind, desto 
einfacher ist es für die Arbeitge- 
ber, auch auf alle anderen Druck 
auszuüben. Darum bedeutet jede 
Verschlechterung der so genann- 
ten Ausländergesetze einen An- 
griff auf die Rechte von allen. 


Unsere Antwort auf Prekarität 
und Ausgrenzung ist die Mobili- 
sierung gegen den G8-Gipfel der 
Mächtigen. Mit den "Europäi- 
schen Märschen gegen Erwerbs- 
losigkeit, ungeschützte Beschäf- 
tigung und Ausgrenzung" findet 
in der zweiten Mailhälfte ein 
Sternmarsch durch Europa nach 
Heiligendamm statt. Entstanden 
ist die Protestform der Euromär- 
sche in Frankreich im Jahr 1996, 
als die Arbeitslosenorganisation 
AC! (Agir ensemble contre le chö- 
mage, Gemeinsam handeln gegen 
die Arbeitslosigkeit!), die bereits 
1994 mit einem Marsch durch 
Frankreich Erfahrungen gesam- 
melt hatte, zu den Aktionen "Eu- 
ropäische Märsche" aus allen EU- 
Ländern aufrief. 5000 Menschen 
marschierten von April bis Juni 
1997 durch Europa und demonst- 
rierten zum Abschluss am 14. Juni 
1997 in Amsterdam anlässlich des 
"Euro"-Gipfels. 


Neben den zahlreichen Mobilisie- 
rungen, die gegen den diesjähri- 
gen G8-Gipfel von Heiligendamm 
in Vorbereitung sind, setzen sich 
nun erneut "Euromarschierende" 
in Bewegung. Aus verschiedenen 
Teilen Europas kommend, trifft 
der Sternmarsch rechtzeitig zur 
Teilnahme an der grossen De- 
monstration vom 2. Juni in Ro- 
stock ein. Mit dem Euromarsch 
tragen wir unsere Forderungen an 
die Öffentlichkeit: Globalisierung 
der sozialen und demokratischen 
Rechte, Globalisierung unserer 
Kämpfe, grenzüberschreitende 
Organisation von Erwerbslosen 
und prekär Beschäftigten. Weh- 
ren wir uns gemeinsam gegen 
Prekarität und Ausgrenzung! 


>>> Euromärsche gegen den G8-Gipfel 2007: Gemei 


SCHWEIZER ETAPPEN 


19. Mai, Genf 

Ab 14 Uhr : Besammlung im Jardin Anglais mit Musik, 
symbolischen Aktionen und Demo bis zur WTO 18 Uhr : 
Theaterstück von Dario Fo : "Faut pas Payer !" von der 
Compagnie des Sept Lieux hinter der WTO 20 Uhr: 
Film, Debatte und Fest im Cafe Gavroche 


20. Mai, Genf 
10 Uhr : Start des Euromarsches vor der WTO 


21. Mai, Nyon 
Aktion in Zügen und Debatte über Prekarität in der 
Landwirtschaft 


22. Mai, Renens 

Ab 16 Uhr : Marktplatz : "Wege der Prekarität", Aus- 
stellung und Zeugenberichte 20 Uhr : Theaterstück von 
Dario Fo : "Faut pas Payer !" von der Compagnie des 
Sept Lieux 


23. Mai, Lausanne 

Ab 17.30 Uhr : Kundgebung : Besammlung Salle de 
spectacle Renens, Rue de Lausanne 37, 19.30 Uhr: Ab- 
schluss Place de la Riponne, 20 Uhr : Fest und Konzert 


24. Mai, Freiburg 

Ab 17.30 Uhr : Kundgebung "Totaler Krieg und Weg- 
werfbeschäftigung", Besammlung Rue de Romont (vor 
dem Tempel) 20.00 Uhr : Die aktuelle Situation im Irak : 
Film und Diskussion, Cafe-restaurant Marechaux 


25. Mai, Bern 
20 Uhr : "Grundeinkommen statt Armut" mit Ueli Mä- 
der in der Aula der Schule für Gestaltung 


26. Mai, Basel 

Symbolisches Überschreiten der Grenze, Anschluss an 
die deutschen und französischen Märsche : Anti-G8- 
Demonstration in Basel: 14 Uhr Claraplatz (Basel) 
- Ausschaffungsgefängnis (Grenze) - Weil am Rhein 
(Deutschland) 


INFOS ZU DEN EUROMÄRSCHEN UND 
ZU _ DEN PROTESTEN IN ROSTOCK : 


http://Jeuromarsch2007.labournet.de 
www.euromarches.ch 

wwu.dissentnetzwerk.org 

www.gipfelsoli.org 
wwu.attac.de/heiligendamm07 

Mailingliste Euromärsche Schweiz: 
euromarches.ch-infos@ras.eu.org. 
Anmeldungen unter euromarches.ch@ras.eu.org 


Das nächste Gipfeltreffen der 
acht Weltmächte (Deutschland, 
Kanada, USA, Frankreich, Itali- 
en, Japan, Grossbritannien und 
Russland) findet bekanntlich 
vom 6. bis zum 8. Juni 2007 im 
kleinen deutschen Badeort Hei- 
ligendamm an der Ostsee statt, 
ungefähr dreissig Kilometer 
westlich von Rostock. Überall in 
Europa laufen die Vorbereitun- 
gen zur Mobilisierung. 

G8 steht für Prekarität... 


Seit ihrer Gründung im Jahr 1975 
als Reaktion auf die internationa- 
le Wirtschaftskrise sind die G8- 
Gipfeltreffen schnell zur Stütze 
der "neuen Global Governance" 
geworden. Ohne jegliche demo- 
kratische Kontrolle werden an 
den G8-Treffen Fragen behandelt, 
die den Gang der Welt massgeb- 
lich prägen: Strukturanpassungs- 
programme, Marktliberalisierung, 
Kampf gegen den Terrorismus 
oder Klimawandel. Der G8-Gipfel 
bezeichnet sich auf seiner Webs- 
eite zwar explizit nicht als "inter- 
nationale Organisation", versteht 
seine Rolle aber dennoch als real 
und wichtig auf Grund seiner Eig- 
nung als Ort der Absprache und als 
Quelle von Impulsen, insbesonde- 
re in Wirtschaftsfragen. Auch 
wird festgehalten, dass ein gutes 
Einvernehmen unter den G8-Mit- 
gliedsstaaten für ein reibungs- 
loses Funktionieren der grossen 
internationalen Organisationen 
- IWF, Weltbank oder WTO - un- 


verzichtbar sei. Das "Einverneh- 
men" zwischen den bedeutends- 
ten Handels- und Militärmächten 
hat natürlich seinen guten Grund. 
Augenfälliges Beispiel der Be- 
deutung von G8 war die Art und 
Weise, wie es dem "G1", nämlich 
George W. Bush gelungen ist, am 
Gipfel von Evian 2003 Frankreich 
und andere Länder, die sich gegen 
den eben lancierten Krieg gegen 
Irak ausgesprochen hatten, unter 
dem Zeichen des "Wiederauf- 
baus" des zerstörten Landes ein- 
zubinden. Der einheitliche Rah- 
men des G8-Gipfels war offenbar 
auch notwendig, um die Öffnung 
des Weltmarkts durchzusetzen, 
über die im Rahmen von Han- 
delsabkommen mit den Ländern 
des Südens verhandelt wurde. 
Obwohl die Auswirkungen dieser 
Politik des "guten Einverneh- 
mens" allen bekannt sind - Zer- 
störung der landwirtschaftlichen 
Produktion von Lebensmitteln 
für die ansässige Bevölkerung, 
Privatisierung von Infrastruk- 
turen, Massenarbeitslosigkeit 
- schlagen die G8-Regierungen 
gegen die Verarmung immer wie- 
der dieselben Rezepte vor: Noch 
mehr Marktöffnung, noch mehr 
Liberalisierung. So kündigte die 
G8-Gruppe 2005 offiziell an, die 
"UNO-Milleniumsziele" zur Hal- 
bierung der Armut unterstützen 
zu wollen, doch mit dem Vorbe- 
halt, keines dieser Ziele könne 
ohne "Öffnung des Welthandels" 
erreicht werden! 


Sommerakademie von attac schweiz: 


Vom 7. bis 9. September 2007 in Biel 


Thema: Die Macht der Medien 


Die Bieler attac-Sektion hat sich wiederum bereit erklärt, die 
Sommerakademie von attac schweiz zu organisieren. Vom 7. bis 
9. September wird das Thema «Medien - Medienmacht» diskutiert, 
das in Zeiten des Neoliberalismus unseren Alltag so sehr prägt. 
Wie konnte die US-amerikanische Bevölkerung davon überzeugt 
werden, dass in Irak Massenvernichtungswaffen vorhanden wa- 
ren? Weshalb war es so einfach, die Einheitskrankenkasse, über 
die kürzlich abgestimmt wurde, medial abzuschiessen? Die Me- 
dien stehen im Zentrum der Frage nach Demokratie und Macht. 
Privatisierung und Konzentration im Medienbereich, Meinungs- 
äusserungsfreiheit und Zensur, alternative Medien... Um all dies 
wird es an der 4. Sommerakademie von attac schweiz in Biel ge- 


hen. Datum vormerken! 


hei- 


ligen Allianz" gegen 


im Land der 


die Lohnabhängigen 


Mittlerweile ist die WTO-Verhand- 
lungsrunde zu Handelsliberalisie- 
rung gescheitert und die Beset- 
zung des Irak durch US-Truppen 
versumpft immer mehr. Damit ist 
für den diesjährigen G8-Gipfel 
die Lage weniger günstig. In die- 
ser gedämpften Stimmung hat die 
deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
die Klimaproblematik als Haupt- 
thema des G8-Gipfels 2007 an- 
gekündigt. Konkret angeschnitten 
werden jedoch auch Fragen wie 
das globale Wachstum, die Fi- 
nanzstabilität, das geistige Eigen- 
tum und die Investitionsfreiheit. 
Klar ist auf jeden Fall, dass die vom 
G8 ausgehenden "Wirtschaftsim- 
pulse" nicht nur die Länder des 
Südens noch mehr benachteili- 
gen, sondern auch den Druck auf 
die Lohnabhängigen des Nordens 
erhöhen werden. Sozialdumping, 
Abbau des Arbeitsrechts, Dis- 
kriminierung von Migrantinnen, 
Stellenstreichungen - mit dieser 
Politik sollen die noch verblei- 
benden Elemente von sozialem 
Schutz ausgehöhlt und der Preis 
der Arbeit aller Lohnabhängigen 
noch mehr gesenkt werden. Ein 
greifbarer Beweis dafür ist, dass 
in der Europäischen Union heute 
ein Vollzeitlohn für eine Familie 
nicht mehr ausreicht: In 35 %0 der 
ärmsten Haushalte geht mindes- 
tens eine Person einer Vollzeitbe- 
schäftigung nach. 


Daher ist es von Bedeutung, dass 
der G8-Gipfel in einem Land 
stattfindet, das - zuerst unter ei- 
ner rot-grünen, dann unter einer 
rot-schwarzen Regierung - ein 
noch nie gekanntes Ausmass 
an Angriffen auf die Rechte der 
Lohnabhängigen und Arbeitslosen 
erlebt hat. Prekär Beschäftigte 
wurden in brutaler Weise diszipli- 
niert ("Sozialreformen" Hartz IV). 
Über die "Reformen" der Arbeits- 
losenversicherung oder der Sozi- 
alhilfe werden neue Formen von 
Zwangsarbeit eingerichtet. Und 
die Regierung verlangt heute von 
einer halben Million Arbeitsloser 


und Sozialhilfe-Empfängerlnnen, 
dass sie eine günstigere Wohnung 
beziehen, unter dem Vorwand, die 
bisherige sei gemäss den neuen 
Massstäben zu komfortabel. 


Die sozialen Bewe- 
gungen Europas auf 
der Suche nach Einig- 
keit 


Da 2007 kein Europäisches Sozi- 
alforum stattfindet, sind die Mo- 
bilisierungen gegen den G8-Gip- 
fel für die sozialen Bewegungen 
in Europa dieses Jahr die einzige 
Gelegenheit zur Zusammenar- 
beit, während Angela Merkel, die 
im ersten Halbjahr 2007 die EU- 
Ratspräsidentschaft innehat, den 
Europäischen Verfassungsvertrag 
neu lancieren möchte. In meh- 
reren Ländern sind daher Vorbe- 
reitungen zur Mobilisierung im 
Gang. 


Die wichtigste Initiative ist sicher- 
lich die Organisation der "Europä- 
ischen Märsche gegen Erwerbslo- 
sigkeit, ungeschützte Beschäf- 
tigung und Ausgrenzung". Wie 
schon im Jahr 1997 sollen diese 
Märsche auf die brutalen Folgen 
der neoliberalen Umstrukturie- 
rung des Arbeitsmarkts in Europa 
aufmerksam machen: Massives 
Anwachsen der Arbeitslosig- 
keit, Subunternehmerketten mit 
"entsandten" Lohnabhängigen, 
allgemeines "Sozialdumping", 
Kriminalisierung der prekärsten 
Beschäftigten und Verschärfung 
einer Migrationspolitik, die mehr 
denn je Selektion, Kontrolle und 
Aufspaltung der Migrantinnen 
gemäss den Marktbedürfnissen 
bedeutet. Die TeilnehmerInnen an 
den Euromärschen werden Euro- 
pa in einem Sternmarsch mit ver- 
schiedenen Strängen durchwan- 
dern und am Vorabend der gros- 
sen Kundgebung vom 2. Juni 2007 
in Rostock zusammentreffen. 


In der Schweiz werden die Eu- 
romärsche von einer breiten Kräf- 
tekoalition organisiert. Die Koor- 
dination übernehmen unter ande- 
rem attac, die Gewerkschaft Unia 


nsam unterwegs für unsere Rechte! >>> 


und verschiedene Vereinigungen 
von MigrantInnen und Arbeits- 
losen. Die Mobilisierung beginnt 
mit einer Kundgebung auf den 
Quais von Genf und einem grossen 
Fest am Abend des 19. Mai 2007. 
Der eigentliche Marsch setzt sich 
dann am 20. Mai in Bewegung, 
ausgehend von der WTO in Genf 
als Symbol für den Zusammen- 
hang zwischen Marktöffnung, 
Deindustrialisierung, Zerstörung 
der Lebensgrundlage der Bäuerln- 
nen und Massenarbeitslosigkeit. 
Als nächste Etappen sind Nyon, 
dann Renens am 22., Lausanne 
am 23., Freiburg am 24., Bern am 
25. und schliesslich Basel am 26. 
Mai vorgesehen. Jede Etappe wird 
sich einem der Hauptthemen der 
Euromärsche widmen: Migra- 
tion und Prekarität. Das Thema 
der Rechte der Lohnabhängigen 
steht im Vordergrund der Genfer 
Mobilisierung; in Nyon finden 
eine Aktion in Zügen sowie eine 
öffentliche Diskussion zu prekä- 
ren Beschäftigungsformen in der 
Landwirtschaft statt; in Renens 
wird ein Bühnenstück von Dario 
Fo aufgeführt; und in Lausan- 
ne wird gegen G8 demonstriert, 
abends gibt es ein Fest mit Kon- 
zert. Auch in Freiburg wird eine 
Demonstration organisiert, unter 





dem Motto "Totaler Krieg und 
Wegwerfbeschäftigung". In Bern 
findet ein Podium zum Thema 
"Grundeinkommen statt Armut" 
statt, und schliesslich stehen die 
Personenfreizügigkeit und die Mi- 
gration im Mittelpunkt der Basler 
Etappe, mit dem symbolischen 
Überschreiten der Grenze zu 
Deutschland in Form einer Anti- 
G8 Demonstration. 


Es geht nicht nur um die Mobili- 
sierung gegen G8: Es gilt, gemein- 
sam gegen die Unterwerfung der 
Lohnabhängigen unter die Frei- 
handelsgesetze zu protestieren, 
den Zusammenhang zwischen 
Prekarisierung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen und Neolibe- 
ralismus aufzuzeigen. Zudem soll 
für "soziale Fragen" in der Schweiz 
wieder ein Raum erkämpft werden 
und Schritt für Schritt jene Soli- 
darität wieder aufgebaut werden, 
die von der neoliberalen Politik 
zerstört wurde. Diese gemeinsa- 
me Wiederaneignung der sozialen 
Fragen ist die Voraussetzung, die 
eine andere Welt überhaupt erst 
möglich macht. 


Aus dem Französischen von An- 
gelika Gross, ehrenamtliche Über- 
setzerin Coorditrad 


GRUNDEINKOMMEN STATT ARMUT 


Podiumsveranstaltung anlässlich der Berner Etappe der Euromär- 


sche gegen G8 


Freitag, 25. Mai, 20:00 Uhr 


In der Aula der Schule für Gestaltung in Bern 


Die neoliberale Politik der G8 Staaten verschlechtert die Arbeits- 
und Lebensbedingungen von Millionen Menschen weltweit. In der 
Veranstaltung werden Zusammenhänge aufgedeckt und der Lö- 
sungsansatz des bedingungslosen Grundeinkommens diskutiert. 
Ueli Mäder, Soziologe an der Universität und an der Hochschule 
für Soziale Arbeit in Basel befasst sich seit Jahren mit den Folgen 
von prekären Arbeitsverhältnissen. Er wird einen Überblick über 
die Hintergründe dieser Entwicklung geben. 

Ein bedingungsloses Grundeinkommen schafft für betroffene Per- 
sonen eine dauerhafte Existenzgrundlage. 

Thomas Näf vom KABBA führt in die Thematik ein und zeigt mög- 


liche Lösungsansätze auf. 


Die Veranstaltung findet im Rahmen der Euromärsche statt, wel- 
che im Vorfeld des G8 auch durch die Schweiz führen. 


>>> Grundeinkommensdebatte 


spannend wie nie zuvor! >>> 


Die _Grundeinkommensbefür- 
worterlnnen geben sich in 
Deutschland fast wöchentlich 
die Klinke in die Hand. Der- 
zeit werden ständig Symposien, 
Konferenzen, Seminare veran- 
staltet, bei denen man sich be- 
gegnet, miteinander diskutiert. 
Wachsende politische Aufmerk- 
samkeit von rechts bis links fürs 
Grundeinkommen ist gewiss, 
mediale sowieso. Auf dem Dis- 
kussionsmarkt sind mittlerweile 
acht sich als Grundeinkommen 
offerierende Transfermodel- 
le. Einige sollen kurz umrissen 
werden: 


Der Ministerpräsident von Thü- 
ringen, Dieter Althaus (Christlich- 
Demokratische Union) präsentiert 
ein Bürgergeld, eine niedrige 
Negativsteuer ohne Arbeitsver- 
pflichtung (600 €) (1) und den 
Wegfall der Arbeitslosenversiche- 
rung. Das Modell liegt damit in 
der Tradition von Milton Friedman 
und Joachim Mitschke. Althaus 
hat in der Grundsatzkommissi- 
on der CDU eine Arbeitsgruppe 
zum Bürgergeld erstritten. Deut- 
lich marktliberaler als Althaus 
kommen die "idealtypischen" 
Grundeinkommens"modelle" von 
Thomas Straubhaar (Hamburgi- 
sches WeltWirtschaftsinstitut) 
daher: 400 bzw. 600 € für jede/ 
n, Abschaffung aller Sozialversi- 
cherungen. Den Modellen ist es 
eigen, mit dem beängstiegenden 
Sozialabbauvorhaben die Staats- 
haushaltsdefizite beheben zu 
wollen. 

Im linksemanzipatorischen Spek- 
trum wird gerade das Existenz- 
geldkonzept (ein Grundeinkom- 
men) der Erwerbsloseninitiativen 
neu überdacht. Die BAG Grund- 


EIN - AKTUELLER 
LESETIPP: 


Andreas Exner, Werner Rätz, 
Birgit Zenker (Hrsg.): Grund- 
einkommen. Soziale Sicher- 
heit ohne Arbeit. Deuticke 
Verlag, Wien 2007 (Erstver- 
kaufstag 25.8.07, ca. 320 
Seiten, ca. 38,00 sFr) 


einkommen in und bei der Links- 
partei.PDS diskutiert nach ihrem 
Modell einer Sozialdividende 
(950 €), die auch als Sockel für 
die  Sozialversicherungsleistun- 
gen gilt, eine Negativsteuer in 
Höhe von 800€ als ersten Schritt 
zum Grundeinkommen. Immerhin 
haben es die Grundeinkommens- 
befürworterlnnen in der Links- 
partei (und insbesondere Katja 
Kipping, stellv. Parteivorsitzende) 
geschafft, dass das Grundein- 
kommen als eine offen zu disku- 
tierende Frage in den program- 
matischen Eckpunkten der neuen 
LINKEN verankert ist. Da ist also 
noch viel Diskussion über dieses 
Konzept der Umverteilung von 
oben nach unten zu erwarten. 


Die Grundeinkommensbefür- 
worterInnen der Bündnis 90/Die 
Grünen haben eine Kommission 
zum Thema Grundsicherung/ 
Grundeinkommen durchgesetzt 
- sie ist paritätisch mit Befürwor- 
terlInnen und Ablehnenden des 
Grundeinkommens besetzt. Sie 
wird Ende des Jahres Eckpunkte 
für eine neue Grüne Sozialpolitik 
vorlegen. Die grüne Basis scheint 
mehrheitlich ein Grundeinkom- 
men zu präferieren. Im Umlauf 
sind derzeit mehrere Konzepte 
für ein solches, u. a. eine "Grüne 
Grundsicherung". Diese verbindet 
einen niedrigen Transfer (500 €) 
ohne Bedürftigkeitsprüfung und 
Arbeitszwang mit einem Mindest- 
lohn, zusätzlichen bedürftigkeits- 
geprüften Wohngeldansprüchen 
(wie auch bei den Erwerbslosen- 
initiativen und der BAG in und 
bei der LP.PDS) und einem auf 
Steuerfinanzierung umgestellten 
Sozialversicherungssystem. Pro- 
minenter Vertreter des Grund- 
einkommens aus der Unterneh- 
merschicht ist Götz Werner. Der 
Chef der dm-Kette propagiert ein 
Grundeinkommen, was die ers- 
ten Jahre niedrig beginnend auf 
1.500 € anwachsen soll. Es soll 
als einziges derzeit diskutiertes 
Grundeinkommensmodell _indi- 
viduelle Löhne bis zur Höhe des 
Grundeinkommens voll ersetzen 
(Iohnsubstitutives Grundeinkom- 
men). 


Mit im BefürworterInnen-Boot 
der derzeitigen Grundeinkom- 
mensdebatten sind u. a. attac, 
zahlreiche Jugendverbände (von 
Parteien, Christen und Gewerk- 
schaften) und Gewerkschafts- 
gruppen sowie die Katholische 
Arbeitnehmer-Bewegung, die ihr 
Modell eines bedingten Grund- 
einkommens im Herbst zu einem 
bedingungslosen Grundeinkom- 
mensmodell umwandeln wird. 
Aus dieser knappen Übersicht ist 
ersichtlich: Das Grundeinkom- 
men ist Thema in allen Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppen. 
Lediglich die Funktionäre der So- 
zialdemokratie und der Gewerk- 
schaften lehnen das Grundein- 
kommen rundweg ab. 


In den oben genannten Parteien 
stehen natürlich auch starke Kon- 
trahentInnen den Grundeinkom- 
mensbefürworterlnnen gegenü- 
ber, z. B. die parteiübergreifende 
Riege für Vollbeschäftigung: in 
marktliberaler ("Sozial ist, was 
Arbeit schafft" und "workfare") 
und keynesianischer Spielart 
(mehr abhängige Beschäftigung 
beim Staat oder in marktfernen 
Bereichen). Auch Götz Werner 
hat es bei seinen Kolleginnen 
nicht leicht: Die Chefs der Ar- 
beitgeberverbände lehnen - wie 
ihre Funktionärskollegen bei den 
Gewerkschaften - ein Grundein- 
kommen ab. 


Die nächsten Monate werden 
zeigen, welcher Ansatz sich für 
die kommenden Jahre erst mal 
durchsetzt. Fakt ist aber, dass das 
Grundeinkommen in Deutschland 
nicht mehr aus der politischen 
Debatte wegzudenken ist. Es 
geht nicht mehr um das ob eines 
Grundeinkommens, sondern um 
die konkrete Ausgestaltung des 
Grundeinkommens, der sozialen 
Sicherungssysteme und der Ar- 
beitspolitik - in eher marktlibe- 
raler oder in emanzipatorischer 
Variante. Letztere impliziert, dass 
das Grundeinkommen als ein ein- 
klagbares Globales Soziales Recht 
gilt. 

Aus genannten Gründen und mit 
Blick auf die EU-Verfassungsde- 


in Deutschland - 


batte wäre eine starke emanzipa- 
torische Grundeinkommensbewe- 
gung in ganz Europa wünschens- 
wert. 


1 Zum Vergleich: Die offizielle Armuts- 
risikogrenze lag 2003 in Deutschland 
bei 938 € für eine/n Alleinstehende/n. 
Die Grundsicherungsleistung für Ar- 
beitsuchende ("Hartz IV") beträgt in 
Berlin max. 705 € (Regelsatz 345 € 


Ronald Blaschke, 
Netzwerkes 
Deutschland 





plus Kosten der Unterkunft) 


Initiator des 
Grundeinkommen 


Weitere Informa- 


tionen unter: 


www.existenzgeld.de 
www.die-linke-bag-grund- 
einkommen.de 
www.grundsicherung.org 


wwn.d-althaus.de 
www.unternimm-die-zu- 
kunft.de 

www.hwwi.org 
www.dbjr.de/uploadfiles/Eck 
punktepapier%20Arbeit%2 
Ound%20Soziales.pdf 


2. DEUTSCHSPRACHIGER _G 


Der 2. Deutschsprachige Grund- 
einkommens-Kongress findet vom 
05.-07.10.2007 in den Räumen 
der Universität Basel statt. Die 


Organisatoren des Kongresses 
sind: 
Netzwerk Grundeinkommen 


(Deutschland), attac Deutschland, 
Netzwerk Grundeinkommen und 
sozialer Zusammenhalt (Österreich), 
Inhaltsgruppe Grundeinkommen at- 
tac Österreich, attac Schweiz und 
B.l.E.N.-Schweiz. Die Organisato- 
rinnen arbeiten mit dem Institut für 
Soziologie an der Universität Basel 
zusammen. Weitere kooperierende 
Organisationen haben sich ange- 
schlossen und es werden sich noch 
zusätzliche in dieser Form beteili- 
gen. Es wird ein Länder übergreifen- 
der Austausch sein. Die verschiede- 


>>> Grundeinkommen, Grundsicherung oder was? 
Eine Begriffsklärung. >>> 


Es bleibt jedem Autor eines 
Transfer-Modells vorbehalten, 
diesem Modell einen frei ge- 
wählten Namen zu geben. Da- 
mit kann man Aufmerksamkei- 
ten erzeugen, Traditionslinien 
andeuten oder auch die Rezipi- 
enten irreführen. 


Für den wissenschaftlichen Dis- 
kurs dagegen ist es notwendig, 
mit Begriffen sorgfältig umzu- 
gehen. Wenn man Transfermo- 
delle klassifizieren will, sollte 
sich auf übereinstimmende 
Klassifikationsmerkmale bezo- 
gen werden. 


Für das Grundeinkommen - ob 
nun in Form einer Sozialdividen- 
de oder einer negativen Einkom- 
mensteuer - gelten allgemein 
anerkannt folgende Merkmale 
(1): Das Grundeinkommen ist ein 
steuerfinanzierter (oder steu- 
erähnlich finanzierter), individuell 
garantierter Transfer an alle Men- 
schen/BürgerInnen. Er wird ohne 
eine sozialadministrative Bedürf- 
tigkeitsprüfung (Überprüfung von 
Einkommen und Vermögen), ohne 
eine Arbeitsverpflichtung bzw. 
einen Arbeitszwang vom politi- 
schen Gemeinwesen an Bürgerln- 


nen ausgezahlt. Und zwar in einer 
menschenwürdigen existenzsi- 
chernden - also eine Mindest- 
teilhabe ermöglichenden - Höhe 
(2). Niedrige Transfers, die sich 
"Grundeinkommen" nennen, sind 
Etikettenschwindel: Sie sind nicht 
die Existenz sichernd/Mindestteil- 
habe ermöglichend und erzwingen 
aus Gründen der Existenz- und 
Teilhabenot Erwerbsarbeit. Sollen 
darüber hinaus noch bestehende 
Sozialversicherungsleistungen 
vollkommen abgeschafft wer- 
den, ist die Zielstellung solcher- 
art "Grundeinkommens"modelle 
nicht individuelle Freiheit und 
soziale Sicherheit, sondern So- 
zialabbau. Linke Grundeinkom- 
menskonzepte verbinden dagegen 
den emanzipatorischen Grund- 
einkommensansatz mit transfor- 
matorischen Aneignungskonzep- 
tionen (3). 


Die Einführung des Grundein- 
kommens lediglich auf nationaler 
Ebene führt zu Einschränkungen 
bezüglich des Bezugskreises: In 
den verschiedenen nationalen 
Modellen werden langjähriger 
Wohnsitz bzw. eine Staatsbür- 
gerschaft als Voraussetzung des 
Bezuges des Grundeinkommens 


genannt. Deswegen werden im 
linken Spektrum auch die Debat- 
ten um das Grundeinkommen als 
einklagbares Globales Soziales 
Recht geführt (4). 


Grund-/Mindestsicherungen un- 
terscheiden sich vom Grundein- 
kommen dadurch, dass sie nicht 
allen, sondern prinzipiell nur Be- 
dürftigen (also bedürftigkeitsge- 
prüft) ausgezahlt werden. Sie sind 
in der Regel mit einer sozialadmi- 
nistrativen Arbeitsverpflichtung 
bzw. Arbeitszwang verbunden 
sind. Auch sind Grund-/ Mindest- 
sicherungen in der Regel nicht 
individuell garantiert (also per- 
sonenbezogen), sondern werden 
einer Bedarfsgemeinschaft bzw. 
einem privaten Haushalt zuge- 
standen. Transfers mit Bedürftig- 
keitsprüfungen und Arbeitsver- 
pflichtungen sind bezüglich der 
Armutsbekämpfung suboptimal. 
Sie erreichen aufgrund ihrer re- 
pressiven und stigmatisierenden 
Ausgestaltung nur einen Teil der 
Armen. Außerdem bewirken sie 
Faulheits-- und Neiddebatten. 
Grundsicherungen sind daher 
Bestandteil einer ausgrenzenden 
Sozialpolitik. 

Neben den Begriffen Grundein- 


RUNDEINKOMMENS-KONGRESS 5, - 


nen Grundeinkommens-Debatten, 
lie in den drei Ländern stattfinden, 
sollen dargestellt, verschiedene Fi- 
nanzmodelle für die Umsetzung ei- 
nes Grundeinkommens vorgestellt, 
lie unterschiedlichen Positionen 
lifferenziert dargebracht und die 
Arbeitslosigkeit, das Suchen nach 
_ösungen, Prekarität, Workfare und 
ındere Gesichtspunkte in den Ge- 
jieten der Sozialpolitik angegangen 
werden. 


in attac schweiz haben erste Dis- 
<«ussionen zum Thema Grundein- 
commen stattgefunden. Der Kon- 
jress ist für alle Interessierten of- 
fen, die OrganisatorInnen wünschen 
sich insbesondere rege Diskussionen 
nit Mitgliedern und Sympathisan- 
Innen der attac-Lokalgruppen in 
jer Schweiz. Auf der Webseite wer- 


den Literaturhinweise aufgeschaltet 
werden, die behilflich sein können, 
sich ein wenig in der Grundeinkom- 
mensthematik einzulesen. 
Innerhalb von attac Basel hat sich 
eine Arbeitsgruppe Grundeinkom- 
men gebildet, die am 14. April in 
Basel eine erste öffentliche Infor- 
mationsveranstaltung über das 
Grundeinkommen gestaltet hat und 
sich aktiv an der Organisation des 
Kongresses beteiligt. 

News sind ab sofort auf der Websei- 
te des Grundeinkommens-Kongres- 
ses 2007 zu finden. Wer sich an den 
Vorbereitungen beteiligen möchten, 
meldet sich bitte unter der angege- 
benen Adresse. Bereits gesucht: Pri- 
vate Übernachtungsplätze für Kon- 
gressteilnehmerInnen, auch hierzu 
sind die OrganisatorInnen dankbar 
um Hinweise. 


7.-OKTOBER 2007 


IN BASEL 


Die Webseite ist online: 
www.grundeinkommen2007.org 


E-Mail: 
info@grundeinkommen2007.org. 


Kontaktadresse: 
Grundeinkommens-Kongress 2007 
Postfach, CH-4002 Basel 

Tel. +41 61 701 17 27 

PC-Kto. 60-727493-1 

Spenden sind willkommen. 


kommen und Grundsicherung 
existiert noch der Begriff Bürger- 
geld. Ihm sind keinerlei eindeuti- 
ge Bestimmungen zuzuschreiben: 
Er wird z. B. für Transfers bei Ab- 
leistung von Bürgerarbeit, für mit 
Arbeitszwang verbundene Nega- 
tivsteuern, für niedrige Transfers 
und für Grundeinkommen ver- 
wendet. 


Ronald Blaschke, Initiator des 
Netzwerkes Grundeinkommen 
Deutschland 


1 Siehe dazu: http://www.archiv-grund- 
einkommen.de/blaschke/Grundsi- 
cherungen-und-Grundeinkommen- 
Begriffe-Modelle.ppt, http://www. 
archiv-grundeinkommen.de/blaschke/ 
best-200501.pdf (insbesondere Vor- 
wort und Kapitel 3) und http://www. 
archiv-grundeinkommen.de/blaschke/ 
synopse.pdf (insbesondere Kapitel 2). 

2 Die Negative Einkommensteuer wird 
auch als unechtes Grundeinkommen 
bezeichnet, weil der Akt der Auszah- 
lung und Finanzierung (hier durch 
Einkommensteuern) zusammenfällt, 
hohe Einkommen Beziehende da- 
her keine Grundeinkommenszahlung 
mehr erhalten. Deren Grundeinkom- 
men wird quasi durch Transferentzü- 
ge weggesteuert, was im Falle einer 
durch Einkommensteuern finanzierten 
Sozialdividende ebenfalls geschieht 
- nur eben erst nach der Steuererklä- 
rung. Vorher wird die Sozialdividende 
jeder und jedem ausgezahlt. Zweifel- 
haft ist, ob eine Negativsteuer mehr 
Bürokratieabbau bedeutet als eine 
Sozialdividende, wie oft behauptet. 
Die Negativsteuer lässt sich allerdings 
durch die sofortige Verrechnung von 
Grundeinkommen und Transferent- 
zug in ihren gesamtgesellschaftlichen 
Kosten niedrig rechnen. 

3 Siehe dazu: z. B. Andre Gorz: Arbeit 
zwischen Misere und Utopie. Frank- 
furt/Main 2000 und Michael Hardt / 
Antonio Negri: Empire. Die neue Welt- 
ordnung. Frankfurt/Main und New 
York 2003. 

4 Siehe dazu: www.bewegungsdiskurs. 
de oder die Veranstaltungen auf dem 





G8- Gegengipfel. 


>>> Arm sein 


In der Schweiz sind rund eine 
Million Menschen von Armut 
betroffen. Ein Bericht über die 
Situation der direkt Betroffe- 
nen. 


Wer in einem Haushalt lebt, des- 
sen Einkommen unter der Ar- 
mutsgrenze liegt, gilt als arm. Für 
Mai 2007 soll gemäss Bundesamt 
für Statistik eine nationale Sozi- 
alhilfe-Statistik erscheinen. Die 
Armutsquote hängt wesentlich 
von der Definition von Armut ab, 
wofür die Schweizerische Konfe- 
renz für Sozialhilfe (SKOS) Richt- 
linien vorgibt. Demnach liegt die 
Armutsgrenze in der Schweiz bei 
2'500 Franken Monatseinkommen 
für einen Einpersonenhaushalt. 


Erschreckende Zahlen 


In der Schweiz sind laut Sozialal- 
manach 2006 der Caritas eine 
Million Menschen von Armut be- 
troffen. Diese Schätzung stützt 
sich auf drei Studien, die sich 
mit der Armut bei Jugendlichen, 
Erwachsenen und RentnerInnen 
befassten. Die Resultate erga- 
ben, dass AHV-BezügerInnen am 
stärksten von Armut betroffen 
sind. Immer wieder kann beobach- 
tet werden, wie ältere Menschen 
beim Einkaufen lange hin und her 
abwägen, was schlussendlich in 
ihrem Einkaufskorb landen kann. 
2003 erzielten 17 % der über 64- 
Jährigen ein Renteneinkommen, 
das unter der Armutsgrenze liegt. 
Das sind insgesamt rund 196'600 
Menschen. Bei den 19- bis 64- 
Jährigen liegt die Armutsquote 
bei rund 13 %. Rund 605'000 
Personen im erwerbsfähigen Al- 
ter sind somit von Armut betrof- 
fen. Etwas mehr als die Hälfte 
von ihnen, nämlich 7,4 %, sind 
so genannte "Working Poor". Das 
heisst mit anderen Worten, dass 
auch in der Schweiz Menschen 
trotz Erwerbsarbeit von Armut 
betroffen sind. Ein Fakt, der nach- 
denklich machen muss. Genauso 
wie die Armutszahlen bei Kindern 
und Jugendlichen: So schätzt das 
Schweizerische Arbeiterhilfswerk 
(SAH), dass 12 bis 15 % der Ju- 
gendlichen bis 18 Jahre in Armut 
leben. Dies entspricht einer Zahl 


von 200'000 bis 250'000 Kindern 
und Jugendlichen. 

Die finanzielle Unterstützung, 
die Sozialhilfe-Empfängerlnnen 
erhalten, entspricht der Armuts- 
grenze nach den SKOS-Richtli- 
nien oder liegt je nach Kanton 
unter dieser. Ein Fallbeispiel aus 
Basel Stadt zur Verdeutlichung 
der Situation: Für eine Einzel- 
person ohne Kinder und in einem 
Einzelhaushalt werden maximal 
600 Franken netto für Mietzins 
und Nebenkosten akzeptiert. Hin- 
zu kommen 960 Franken für den 


Grundbedarf I. Damit müssen 
sämtliche Lebenskosten (Nah- 
rungsmittel, Getränke, Tabak- 


waren, Schuhe und Bekleidung, 
Telefonkosten, Internetanschluss, 
TV- und Radiogebühren, Tram- 
oder Busabonnement, Kosten für 
Bewerbungen, Kosten für den 
Haushalt und Ausgaben für die 
Körperpflege) bezahlt werden. Die 
Krankenkasse muss die billigste 
sein, und es wird nur die obliga- 
torische Grundversicherung über- 
nommen. Dazu kommt, dass 10 % 
der Krankenkassenprämie vom 
Grundbedarf noch abgezogen 
werden müssen. Somit übernimmt 
das Sozialamt nur 90 % der kan- 
tonalen Durchschnittsprämie. 


Schnüffeln erlaubt 


Zu den finanziellen kommen wei- 
tere krasse Einschnitte im per- 
sönlichen Bereich hinzu: Bei der 
Antragstellung für Sozialhilfebe- 
zug muss eine Blankovollmacht 
zuhanden des Sozialamts unter- 
zeichnet werden. Das Sozialamt 
wird somit ermächtigt, Auskunft 
und Akteneinsicht über die be- 
treffende Person zu erhalten, und 
zwar bei sämtlichen Behörden 
und Ämtern, aber auch Ärzten, 
Banken und Versicherungen. Un- 
ter anderem wird die Verwand- 
tenunterstützungsmöglichkeit 
(Direktlinie Eltern) überprüft. Ei- 
nen Überblick, wo überall konkret 
nachgefragt und was eruiert wird, 
haben die betroffenen Sozialhil- 
fe-Empfängerlnnen nicht. Solch 
eine Verletzung der Datenschutz- 
bestimmungen ist fragwürdig. 


Im Weiteren ist oftmals ein Woh- 
nungswechsel zwingend, da der 
Mietzins nicht mehr bezahlt wer- 
den kann, denn der vom Sozial- 
amt angerechnete Mietzins von 
600 Franken (Beispiel Basel, Ein- 
zelpersonhaushalt) reicht nicht 
aus. Aber wie findet man eine 
Wohnung für 600 Franken netto? 
Die Mietzinskaution wird nicht 
übernommen. Die Gelder für die 
neue Kaution müssen geliehen 
werden. Oftmals wird von Sozial- 
hilfe-BezügerInnen eine dreimo- 
natige Mietzinskaution verlangt. 
Dies obwohl das Sozialamt eine 
Garantie für den Mietzins gibt. 
D.h. dass ein neuer Mietvertrag 
unter solchen Umständen noch 
zusätzliche Ausgaben bedeutet. 
An Vermögen darf die Sozialhil- 
fe beziehende Einzelperson im 
Kanton Basel-Stadt bis zu 4'000 
Franken besitzen. Die Sozialhilfe- 
gelder selber sind aber ein Darle- 
hen! Das wissen Aussenstehende 
meistens nicht. Bei Erbschaft wird 
die Erbmasse für eine Tilgung der 
"Schuld" einbezogen. Je nach 
Kanton muss die vorher Sozial- 
hilfegelder beziehende Person, 
wenn sie wieder eine Erwerbsar- 
beit erhält, nach einer gewissen 
Erwerbseinkommensgrenze mit 
Rückzahlungen der bezogenen 
Sozialhilfegelder an das Sozialamt 
beginnen. Dazu kommen dann die 
neuen Steuern. 


"Hast du wieder Ar- 
beit?" 


Auf die Sozialhilfe-EmpfängerlIn- 
nen kommt nach der Anmeldung 
die Phase der Beratung von Seiten 
der SozialberaterInnen zu. Es wird 
von Integrations- beziehungswei- 
se Eingliederungsmassnahmen 
gesprochen, wie zum Beispiel von 
den Möglichkeiten, eine neue Ar- 
beitsstelle zu finden. Das klingt 
ein wenig zynisch, wenn z.B. 
Menschen Sozialhilfe beantragen 
müssen, die zuvor Haufen von 
Bewerbungen geschrieben haben, 
ohne jeglichen Erfolg. Älter ge- 
wordene ArbeitnehmerInnen und 
junge Erwachsene erhalten wenig 
Chancen, Behinderte noch we- 
niger. Der reguläre Arbeitsmarkt 


in einem reichen Land >>> 


ist begrenzt und der Mangel 
an Arbeitsplätzen eine Realität. 
Die Sendung "Kassensturz" des 
Schweizer Fernsehens DRS vom 
25. Oktober 2005 hatte als The- 
ma: "Wie sozial sind Schweizer 
Firmen?". Das Ergebnis war ver- 
heerend. 


Wenn direkt Betroffene ihrer- 
seits beim Sozialamt konkrete 
berufsnahe und berufsverwandte 
Vorschläge für Weiterbildungen 
oder Vorschläge für Umschulun- 
gen machen, dann werden diese 
weitgehend nicht berücksichtigt. 
Oft mit der Begründung, dass die- 
se Vorschläge nicht in den Bereich 
der Eingliederungsmassnahmen 
fallen und solche Weiterbildun- 
gen weder angegangen noch fi- 
nanziert werden können. Der Wil- 
le, selbstständig nach Lösungen 
zu suchen, welche die eigene Si- 
tuation verbessern könnten, wird 
gehemmt. Grundsätzlich sollte 
doch das Unterstützen von Wei- 
terbildungen und Umschulungen, 
die sinnvoll sind und effiziente 
Schritte in Richtung Erwerbstä- 
tigkeit verwirklichen helfen kön- 
nen, erste Priorität sein. Es wird 
zwar angegeben, dass so genannt 
anerkannte Weiterbildungen nach 
Abklärungen finanziert werden 
können, aber Weiterbildungen, 
die selbstbestimmt und zusätzlich 
aus der Situation der Antrag stel- 
lenden Person heraus Sinn ma- 
chen, werden zu wenig oder gar 
nicht berücksichtigt. 


Für die Sozialhilfe-Empfängerln- 
nen, für die Armutsbetroffenen 
generell, ist es sehr schwer, einen 
sozial-kulturellen Anteil an der 
Gesellschaft zu haben. Verein- 
samung und Rückzug sind dann 
meistens ein Akt der Verzweif- 
lung. Hinzu kommt, dass die stän- 
digen Fragen aus dem Freundes- 
und Verwandtschaftskreis - "Hast 
du wieder eine Arbeit?" oder "Ist 
es wirklich so schwer etwas zu 
finden?" - dazu führen, dass sich 
die Sozialhilfe-Empfängerlnnen 
schämen, in dieser Situation zu 
stecken und je länger und je mehr 
ihren Bekannten und Freundinnen 
aus dem Wege gehen. 


Freundschaften zerbrechen da- 
ran und sonstige Kontaktmög- 
lichkeiten versickern allmählich. 
Beziehungen und Familienbande 
zerbröckeln, Belastungen und 
Missverständnisse tragen ihren 
Anteil dazu bei. Viele Menschen 
werden allmählich krank. Das ist 
ein schleichender, parallel laufen- 
der Vorgang und Krankheitsbilder, 
vor allem psychischer oder psy- 
chosomatischer Prägung, treten 
gehäuft auf. 


Wie wird Mensch arm? 


Das Unverständnis für diese Ent- 
wicklungen ist in der Gesellschaft 
enorm und oft wird die Frage 
aufgeworfen, wie denn jemand 
zu einer Sozialhilfe beziehenden 
Person werden kann: Z.B. durch 
den Verlust der Erwerbsarbeit und 
durch den aktuellen Mangel an 
Arbeitsplätzen, durch Scheidung, 
durch die finanzielle Situation 
einer allein erziehenden Mutter, 


Nein zum Abbau bei 


Am 17. Juni 2007 wird über die 
5. IV-Revision abgestimmt, gegen 
die erfolgreich das Referendum 
ergriffen worden ist. Es gilt, einen 
weiteren Abbau unserer sozialen 
Rechte zu verhindern. 

Bundesrat und Behörden geben 
zu, dass gegenüber dem Jahr 
2003 die neu zugesprochenen 
IV-Renten bereits um 30% zu- 
rückgegangen sind. Gleichwohl 
verweisen sie auf das Defizit der 
IV und machen Kampagne für ihre 
menschenverachtende 5. IV-Revi- 
sion. 

Was hat die Lage der Invaliden- 
versicherung mit den Arbeitsver- 
hältnissen zu tun? Nach offiziellen 
Zahlen (Bundesamt für Statistik) 
ist für 4 von 10 Lohnabhängige 
der Druck bei der Arbeit so stark, 
dass sie gesundheitliche Beein- 
trächtigungen erfahren (Rücken- 
und Kopfschmerzen oder Schlaf- 
störungen). Diese Entwicklung ist 
auch die Folge der Verschlech- 


durch ein chronisches Krankheits- 
bild und durch die entsprechen- 
den Abklärungen während der 
Rekonvaleszenzphase oder die 
Wartezeit, bis eine IV-Rente zu- 
gesprochen wird. Im Zusammen- 
hang mit Sozialhilfe-Empfänge- 
rInnen spricht man oft und gerne 
in einem Atemzug von Menschen, 
die eine mangelhafte Ausbil- 
dung, Suchtprobleme oder andere 
Schwierigkeiten haben. Man ver- 
schweigt aber, dass auch immer 
mehr qualifiziertes Fachpersonal, 
das erwerbslos geworden ist, den 
Gang zum Sozialamt antreten 
muss. Auch die Mittelschicht brö- 
ckelt langsam auseinander. Genau 
dies will man aber nicht wahrha- 
ben. Und ein neuer Trend zeichnet 
sich ab: HochschulabsolventInnen 
nehmen, während sie eine ihrer 
Ausbildung entsprechende Arbeit 
suchen, "einfache" Jobs an, die 
weit unter ihren Fähigkeiten und 
ihrer Ausbildung liegen. Sie haben 


der 


terung der Arbeitsbedingungen: 
unregelmässige Arbeitszeiten, 
Nacht- und Abendarbeit, Stress, 
unsichere Beschäftigungsverhält- 
nisse und Angst um den Arbeits- 
platz. 

Mit der 5. IV-Revision werden die 
Arbeitsbedingungen als mögliche 
Invaliditätsursache jedoch nicht 
mehr in Betracht gezogen. Und 
die Kreise, die für die wachsende 
Belastung am Arbeitsplatz ver- 
antwortlich sind, kommen unge- 
schoren davon. 

Besonders problematisch ist das 
neue System der "Früherkennung 
und Begleitung" (FEB). Offizi- 
ell soll es zur Reintegration von 
Menschen dienen, die von Inva- 
lidität bedroht sind. Nach einer 
Krankheitsphase von 4 Wochen 
kann das System der FEB bereits 
eingeleitet werden. Das Umfeld 
der betreffende Person - Versi- 
cherung (Taggelder), Arbeitgeber, 
Vorgesetzte, Familie - sind be- 


keine andere Wahlmöglichkeit 
und werden gegenüber den weni- 
ger qualifizierten Stellensuchen- 
den bevorzugt. So werden die 
verschiedenen Segmente indirekt 
gegeneinander ausgespielt. 


Enormes Potenzial 


Zu bedenken ist: Wenn die Ca- 
ritas von einer Million Armen 
spricht, bedeutet dies gleichzei- 
tig ein enormes Potenzial von 
Fähigkeiten und Arbeitskräften. 
Monetäre Armut ist nicht syn- 
onym mit intellektueller Armut. 
Jedes Individuum ist einzeln zu 
betrachten mit all seinen Inter- 
essen, Fähigkeiten und Zielset- 
zungen. Wenn das Leben nicht 
als ein immer währendes Lernen 
angesehen wird, wenn alles, was 
entwickelbar ist, in Schablonen 
und Kategorien schubladisiert 
wird, dann wird im gesellschaft- 
lichen Kontext das kreative Ver- 
mögen erstickt. Es müssen andere 


Arbeitsgesellschaftsformen ge- 
staltet und gleichzeitig eine exis- 
tenzsichernde Gelderzuweisung 
ohne Zwangsarbeit zugestanden 
werden. Die Folgen des Neoli- 
beralismus dürfen nicht von den 
Menschen ausgebadet werden, 
die vom regulären Arbeitsmarkt 
ausgegrenzt worden sind. 

In diesem Kontext sind die neu 
kreierten Sozialfirmen und die 
1'000-Franken Jobs, das Entwi- 
ckeln eines Zweiten Arbeitsmark- 
tes erst recht zu kritisieren. Sozi- 
alhilfe-Empfängerlnnen werden 
als billige Arbeitskräfte verwertet. 
Und durch diese Arbeitseinsätze 
werden die regulären Lohnansät- 
ze untergraben und die Unterneh- 
men dadurch subventioniert. 


Nadja Andres und Christoph Ditz- 
ler, "Liste 13", Liste gegen Armut 
und Ausgrenzung, Basel 


Invalidenversicherung)! 


rechtigt, die Person als "Problem- 
fall" anzuzeigen. 

Diese muss alle Informationen 
über ihren Gesundheitszustand 
offenlegen, gerade auch solche, 
die unter das Arztgeheimnis fal- 
len. Ziel ist, einen ablehnenden 
Bescheid seitens der IV zu recht- 
fertigen. Der anerkannte Rechts- 
anspruch auf eine Rente im Fall 
von Invalidität wird somit verwei- 
gert. 

Bekanntlich ist der Kündigungs- 
schutz in der Schweiz praktisch 
inexistent. Dies gilt auch während 
der Durchführung der so genann- 
ten Eingliederungsmassnahmen. 
Zudem kann die IV-Stelle Sankti- 
onen verhängen, wenn die betref- 
fende Person sich nicht fügsam 
zeigt. 

Schon heute gehen die IV-Stellen 
von fiktiven Verdienstmöglich- 
keiten aus und verweigern einen 
Rentenanspruch, wenn nach ihrer 
theoretischen Berechnung eine 


invalide Person einen bestimm- 
ten Lohn erzielen könnte. Ob 
eine solche Stelle in der Realität 
vorhanden ist, ob ein Arbeitgeber 
die betreffende Person einstellen 
würde, wird ausser acht gelas- 
sen. Und zwar aus dem einfachen 
Grund, dass es solche Stellen und 
Arbeitgeber nicht gibt. 

Wenn die Finanzen der IV saniert 
werden sollen, muss in erster Li- 
nie die Zahl der Menschen sinken, 
die "durch ihre Arbeit krank wer- 
den". Das ist nur möglich, wenn 
alle das Recht haben, die Bedin- 
gungen ihrer Erwerbstätigkeit zu 
beeinflussen. 


Die IV ist ein Recht für alle! 
Nein stimmen am 17. Juni 
2007! 


>>> Unternehmenssteuern : 








Im Zusammenhang mit dem 
laufenden Referendum gegen 
die Unternehmenssteuerreform 
Il, an dem sich attac beteiligt, 
stellen sich viele Fragen : Wie 
ist der Reichtum in der Gesell- 
schaft verteilt ? Kann es so et- 
was wie eine gerechte Besteu- 
erung geben ? Richtet sich der 
Kampf gegen die steuerliche 
Entlastung von Kapital auch 
grundsätzlich gegen die Ka- 
pitalverwertungslogik, der die 
Lohnabhängigen unterworfen 
sind ? Wir drucken hier einige 
Überlegungen zur Besteuerung 
von Unternehmensgewinnen ab. 


Dass Dividenden nur teilweise be- 
steuert werden - so wie es die vom 
Parlament verabschiedete Unter- 
nehmenssteuerreform Il vorsieht 
-, dagegen wehrt sich attac un- 
ter anderem mit der Beteiligung 
am laufenden Referendum. In der 
Tat, mit diesem Gesetz werden 
die Dividenden nur zu 60% ihres 
Werts besteuert. Dies ist eine ins 
Auge springende Ungerechtigkeit 
gegenüber all jenen Personen, die 
ihr Einkommen zu 100% versteu- 
ern müssen. 


Die Doppelbesteuerung, die als 
Rechtfertigung für dieses Gesetz 
dient, verschleiert die Sachlage : 
Es ist ganz klar, dass beim unun- 
terbrochenen Kreislauf von Reich- 
tum und Geld mehrmals besteuert 
wird. Denn bei jedem Handwech- 
sel muss der Empfänger/die Emp- 
fängerin das erhaltene Geld als 
Einkommen versteuern. 


Nein zur 
Unternehmenssteu- 
erreform Il 


Stopp den 
Steuergeschenken 
für Grossaktionäre 


Nebst dem Zahlen von Steuern, 
gibt es für eine Aktiengesellschaft 
grundsätzlich drei Möglichkeiten, 
Geld auszugeben : Die Bezahlung 
der Lieferanten, die Entlöhnung 
der Angestellten und die Bezah- 
lung einer Dividende an die Akti- 
onäre. Lieferanten wie Lohnemp- 
fänger müssen ihr Einkommen zu 
100% versteuern. Es gibt keine 
vernünftige Begründung, warum 
nicht auch die Aktionäre dieser 
Verpflichtung nachkommen sol- 
len ! 


Der Reichtum wird 
durch die Arbeit ge- 
schaffen 


Die offizielle Begründung führt ins 
Feld, dass die Aktionäre das nöti- 
ge Kapital zur Verfügung gestellt 
haben. Haben aber nicht auch die 
Lieferanten von Rohprodukten 
oder die Arbeitenden durch ihre 
geleistete Arbeit genauso viel 
zum Erfolg der Firma beigetra- 
gen ? Hier liegt also der Kern des 
Problems : Die Aktionäre werden 
einseitig bevorzugt. 


In der Marktökonomie, die wir 
kennen, sind die Aktionäre nicht 
nur Besitzer der Firma sondern 
auch der ganzen Produktionsket- 
te. Man könnte gerade so gut ein 
System postulieren, in dem An- 
gestellte EigentümerInnen ihrer 
geleisteten Arbeit sind, und den 
GeldgeberInnen eine Entschädi- 
gung für das geliehene Geld be- 
zahlen. 

Ein solches System ist keine Uto- 
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pie, es existiert unter bestimmten 
Umständen z. B. in Form der selb- 
ständigen Erwerbsarbeit. Schau- 
en wir uns das Beispiel einer 
Bäckerin an : Sie produziert das 
Brot und verkauft es auf eigene 
Rechnung. Mit einem Teil der Ein- 
nahmen wird der Mehllieferant 
bezahlt, mit einem anderen Teil 
die Bank, die es ermöglichte, ei- 
nen Brotbackofen anzuschaffen. 
Die erwirtschafteten Einnahmen 
sind die wohlverdienten Früchte 
der eigenen Arbeit. 


Anstössige Gewinne 


In einer Firma mit Angestellten 
ist die Situation grundsätzlich 
anders. Als Ersatz für ihre Ar- 
beitskraft, ihr berufliches Wissen 
und ihr handwerkliches Geschick 
erhalten sie einen Lohn, der es 
ihnen ermöglicht, über die Run- 
den zu kommen. Dieser Lohn hat 
aber überhaupt keinen Bezug zum 
Wert, zu dem die Produkte ver- 
kauft werden. Sehr vereinfachend 
könnte man sagen, dass der Ge- 
winn eines Unternehmens dem 
Teil der nicht bezahlten Arbeit 
entspricht. Die Logik unseres Sys- 
tems lässt diesen Gewinn beinahe 
ausschliesslich den Aktionären 
zufliessen. 

Aus der Perspektive der Arbeit- 
nehmerlnnen erscheinen die 
grossen Konzerngewinne in Tat 
und Wahrheit noch immenser als 
gemeinhin angenommen : 2005 
betrugen die Gewinne von Ro- 
che, Nestle, Holcim und Swatch 
(um nur einige zu nennen) mehr 
als 30 000 Franken pro Arbeit- 
nehmerln. Derjenige von Novar- 
tis betrug sogar 89 000 Franken. 
Die entsprechenden Zahlen für 
Banken und Versicherungen sind 
noch empörender: So zeich- 
net die UBS einen Gewinn von 
219 000 Franken pro Arbeitneh- 
mer ! Dies ist mehr als das Dop- 
pelte eines Durchschnittlohnes 
bei dieser Bank. (1) Die Gewerk- 
schaften sollten bei den Lohnver- 
handlungen diese Zahlen im Kopf 
behalten ! 


Die Verteidiger dieses Systems 
legitimieren die Existenz von Ge- 
winnen mit dem Argument, dass 


Gibt es eine gerechte B 


Investoren für das zur Verfügung 
gestellte Kapital entschädigt wer- 
den müssen. Denn nur wenn Ge- 
winne in Aussicht stehen, inves- 
tierten diese ihr Geld in Firmen 
und die Gesellschaft. 


Abgesehen von der grundsätzli- 
chen Frage der Legitimität grosser 
Vermögen geht es um die strittige 
Höhe der Entschädigung für Akti- 
onäre. In diesem Zusammenhang 
gilt es, die Höhe von Zinsen in 
Frage zu stellen. Unter der An- 
nahme, dass Staatsobligationen 
einer fairen Verzinsung entspre- 
chen (im Augenblick etwas we- 
niger als 3% plus etwa 2 % für 
das eingegangene Risiko), ergibt 
sich ein einigermassen fairer Zins 
von 5 %. Zum Vergleich sei darauf 
hingewiesen, dass der Zinssatz 
bei der 2. Säule (Pensionskassen) 
2,5 % beträgt, also nur die Hälfte. 


Wie hoch sind aber die Zinsen, die 
heute die Aktionäre beziehen ? 
Um dies zu beurteilen, darf man 
nicht nur die Dividenden im Blick- 
feld haben, sondern auch die nicht 
verteilten Gewinne. Eine immer 
häufiger angewandte Methode ist 
das Vorkaufsrecht von Aktien für 
bisherige Aktionäre. So wird der 
Reichtum unter Wenigen aufge- 
teilt und der Aktienkurs steigt. Die 
dritte Möglichkeit, Gewinne zu 
erzielen, besteht im Verkauf von 
Aktien. Diese Kapitalgewinne sind 
aber in der Schweiz überhaupt 
nicht steuerpflichtig ! 


Noch vor zwanzig Jahren, zur 
Zeit der Liberalisierung der Ka- 
pitalmärkte, bewegten sie die 
Zinssätze im Bereich von einstel- 
ligen Prozentpunkten. Heute be- 
tragen sie mehr als 15%. Immer 
mehr Firmen erreichen 20 - 25%. 
Der Höhepunkt erreichte 2006 
die New Yorker Bank Goldmann 
Sachs mit einem Rekordergebnis 
von 40% ! (2) 


Dass die Vergütung für das Kapi- 
tal viel schneller steigt als für die 
Löhne, ist aus den Statistiken klar 
ersichtlich. In der EU ist der Lohn- 
anteil am Bruttosozialprodukt seit 
1983 um 7 Punkte gesunken und 


esteuerung : 


? 


hat sich 2006 auf 66,2 % stabi- 
lisiert (3). Dieses Phänomen hat 
sogar den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) aufgeschreckt : 
In einer Studie, die im April 2007 
erschienen ist, ist man über den 
tiefen Lohnanteil am BSP ernst- 
haft besorgt und befürchtet, 
dass dies zu bedenklichen öko- 
nomischen Auswirkungen führen 
könnte. (4) 


Die Steuer-Guillotine 


In der Februar-Ausgabe der fran- 
zösischen Monatszeitung Le 
Monde Diplomatique wurde ein 


>>> 


sehr interessanter Vorschlag pu- 
bliziert, wie die Allmacht des Fi- 
nanzsektors aufgebrochen werden 
könnte. Das Konzept heisst SLAM 
(Shareholder Limited Authorized 
Margin), d.h. beschränkte erlaub- 
te Marge für Aktionäre. Diese ge- 
zielte Steuer soll die Hochfinanz 
daran hindern, Unternehmen, ihre 
Angestellten und ihre Zuliefe- 
rer unter sinnlosen und ausbeu- 
tenden Preisdruck zu setzen, da 
ihnen der Anreiz des exzessiven 
Profits fehlt. 

Das Prinzip einer solchen Steuer 
ist ziemlich einfach und würde 


sich wie eine "Steuerguillotine" 
auswirken : Man geht von einer 
"normalen" Rentabilität des Ka- 
pitals aus, erhöht durch eine Ri- 
sikoprämie in der Höhe von z.B. 
6 %. Alles was über diese Sum- 
me hinausgeht, muss dem Fiskus 
abgegeben werden. Der Teil der 
geleisteten Arbeit, der den Arbeit- 
nehmenden nicht oder ungenü- 
gend entlöhnt wurde, würde die- 
sen somit durch die Umverteilung 
mittels Steuern indirekt zurück 
erstattet werden. 

Denn es sind nicht die Steuern, 
die ungerecht sind, sondern die 


>>> Kassenkampf - Argumente 
gegen die leere Staatskasse >>> 


ats: = —_ 


TRITT, 


Attac schweiz hat sich entschie- 
den, die Steuergerechtigkeit zu 
einem ihrer Hauptthemen zu 
machen. Mit der Publikation des 
Buches Kassenkampf - Argumen- 
te gegen eine leere Staatskasse, 
hat attac in Zusammenarbeit mit 
vielen SpezialistInnen ein Zeichen 
gesetzt und versucht, ein zentrales 
Thema der sozialen Gerechtigkeit 
in seiner Globalität zu behandeln. 
Im Anschluss an eine grundsätz- 
liche Einführung zu Steuern und 
ihren Funktionen wird versucht, 
Licht auf verschiedene Streit- 





punkte zu werfen. So wird 
zum Beispiel analysiert, 
was es wirklich mit der 
Verschuldung der Schweiz 
auf sich hat und wie sich 
diese im internationalen 
Steuerwettbewerb positi- 
oniert. Ein wichtiger Teil 
handelt anschliessend von 
den Reformen der letzten 
20 Jahren und evaluiert, 
wer von ihnen profitiert 
hat. Ein Kapitel ist zudem 
der Geschichte des Finanz- 
platzes Schweiz gewidmet. 
Elemente wie Pauschalbe- 
steuerung und Besteu- 
erung von Holdings und 
gemischten Gesellschaften 
werden dabei verständlich 
gemacht. Um die Auswir- 
kungen des Steuerwettbewerbs 
zwischen den Kantonen einzu- 
schätzen, wird überdies ein Ein- 
blick in die Mechanismen des 
Steuerdumpings gegeben. Der 
zweite Teil des Buches wie auch 
der Kampagne widmet sich den 
internationalen Aspekten der 
Steuergerechtigkeit. Wie kommt 
es, dass multinationale Firmen 
immer mehr Profite scheffeln, 
während sie gleichzeitig weniger 
Steuern zahlen ? Wie kommt es, 
dass Afrika fünfmal mehr Kapi- 
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tal exportiert, als Entwicklungs- 
hilfe in Richtung des schwarzen 
Kontinents fliesst ? Was ist die 
Funktion des Schweizer Bankge- 
heimnisses ? Wieso ist die inter- 
nationale Steuerhinterziehung 
für die Wirtschaft so schädlich ? 
Ein dritter Teil zeigt Lösungswege 
auf und macht konkrete politi- 
sche Vorschläge, wie Ungleichheit 
durch eine soziale Steuerpolitik 
bekämpft werden kann. Das Buch 
ist eine hervorragende Einfüh- 
rung in eine Materie, die es zu 
kennen gilt, will man für die so- 
zialen Auseinandersetzungen der 
nächsten Jahre bereit sein. Die 
AutorInnen bestechen durch ihre 
Fachkenntnisse und untermauern 
ihre Aussagen mit gut recher- 
chierten Fakten. ‚Kassenkampf' ist 
daher jederfrau, die sich für ge- 
sellschaftspolitische Themen in- 
teressiert wärmstens empfohlen. 


Erschienen in der Reihe attac- 
Texte beim Rotpunktverlag 


Herausgegeben von attac schweiz. 
AutorInnen : Bruno Gurtner, Jean- 
Claude Huot, Olivier Longchamp, 
Mascha Madörin, Andreas Miss- 
bach, Gian Trepp, Peter Streckei- 
sen u.a. Vorwort von Jean Ziegler. 


skrupellose Gewinnmaximierung. 


Quellen : 

1 Wikipedia : Die grossen Schweizer Un- 
ternehmen 

2 F. Lordin, Le monde Diplomatique, Fe- 
bruar 2007, französische Ausgabe 

3 M. Husson : Le Monde Diplomatique, 
April 2007 

4 IWF, Perspektiven der globalen Ökono- 
mie, April 2007 


Neue Nummer von 


Sand im Getriebe 


Sand im Getriebe, der elektro- 
nische Rundbrief der interna- 
tionalen Attac-Bewegung, ist 
in der 58. Ausgabe erschie- 
nen: ACHTUNG ! G8 ! Aufru- 
fe und Positionspapiere zur 
Kapmpagne gegen das Treffen 
der G8; Walden Bello : Glo- 
balisierung auf dem Rückzug; 
Eric Toussaint: Entschuldung - 
zwei Linien; Quito-Konferenz: 
Militärstützpunkte auflösen; 
Attac-D-Rat: Kein Krieg ge- 
gen den Iran ! Analysen des 
Weltsozialforums(WSF) in 
Nairobi von Immanuel Waller- 
stein, Samir Amin, Peter Wahl, 
Dorothea Härlin., Bernard 
Cassen. Europäische Attacs: 
10 PRINZIPIEN für einen de- 
mokratischen EU-Vertrag; 
Attac-F: Die 7 Säulen des 
Neoliberalismus einreißen; 
Sven Giegold: Das Klima als 
Merkel-Propaganda; Anette 
Groth: Stop EPAs! 


Sand im Getriebe besteht aus 
fundierten thematischen Dos- 
siers und dokumentiert wich- 
tige Debatten und Attac-The- 
men. Der Rundbrief kann auf 
Papier bestellt oder elektro- 
nisch runtergeladen werden 
unter : www.attac.de/aktuell/ 
rundbriefe/sig/index.php 


>>> Angriff 


In Rahmen unserer Steuerkampo- 
gne setzen wir uns gegen Steuer- 
geschenke an Grossunternehmen 
und Grossaktionäre ein. Am 6. 
März wurde die Unternehmenss- 
teuerreform Il im Parlament disku- 
tiert. Mitglieder verschiedener at- 
tac-Sektionen aus der Deutschs- 
chweiz wie aus der Romandie em- 
pfingen die ParlamentarierInnen 
vor dem Bundeshaus mit einer 
speziellen, symbolischen Aktion. 
Mittels einer Plastikpalme und 
einer symbolischen Briefkasten- 
firma bastelten wir unser eigenes 
Steuerparadies. Zudem verteilten 
wir Banknoten im Wert von einer 
Milliarde Franken, der Milliarde, 
die an diesem Tag tatsächlich an 
die Grossaktionäre unseres Landes 
verschenkt wurde. Verschiedene 
Rollen waren Teil des Spektakels: 
Die Bundesräte Merz und Blocher 
wurden von den grossen CEOs Os- 
pel (UBS) und Brabeck (Nestle) an 
die Leine genommen. Calmy-Rey 
empfing ganz herzlich Johnny 
Hallyday und bot ihm gleich ei- 
nige Millionen Steuerersparnisse 
als Willkommensgeschenk an. 
Nebenan tummelten sich Bauar- 
beiterlnnen und KonsumentInnen, 
denen mittels einer Schnur ihr 


WIDERSPRUCH: MIGRATION, 


WIDERSPRUCH 
zum. 51 


Migration, Integration 
und Menschenrechte 


In Zeiten der Globalisierung 
wird die Arbeitsmigration in die 
reichen Einwanderungsländer 
der EU andauern. Das militä- 
risch aufgerüstete Grenzregime, 
das die EU und die Schweiz zur 
Abschreckung und Bekämpfung 
der "illegalen Einwanderung" 
sowie zur Wohlstandssicherung 
installiert hat, erschwert zwar 
die Immigration in menschen- 
verachtender Weise, wird sie 
aber nicht verhindern. Die Tra- 
gödien der Bootsflüchtlinge aus 





auf die Schweizer Steueroase >>> 





letztes Geld aus der Tasche gezo- 
gen wurde. Die Aktion stiess bei 
einigen Parlamentarierlnnen auf 
Interesse. Leider folgte die Presse 
unserem Aufruf nicht und hielt 
sich von der Aktion, die am frühen 
Morgen erfolgte, mehrheitlich 
fern. Die Pressemitteilung ist zu 
finden unter http://www.schweiz. 
attac.org/Pressemitteilung-Sym- 
bolische. Bilder der Aktion unter 
http://rudy.ameg.ch/attac/ 

Anbei finden sie den Kommentar 
eines scheinbar zufälligen Pas- 
santen... 


Afrika werden verdrängt; eben- 
so Ausbeutung, Rassismus und 
Diskriminierungen, mit denen 
die im "Wohlstandsparadies" 
angekommenen Migrantinnen 
zunehmend konfrontiert sind. 
Auch innerhalb der "Festung 
Europa" führen neue gesell- 
schaftliche Spaltungen, "Par- 
allelgesellschaften" und Frem- 
denfeindlichkeit zu sozialen 
Spannungen. 

In welchem Ausmass heute 
die Konzepte der "Integrati- 
on" umstritten und umkämpft 
sind, zeigt die kontroverse De- 
batte in diesem umfang- und 
materialreichen Heft. Und dies 
besonders in der Schweiz, wo 
seit Jahren eine Allianz rechts- 
bürgerlicher Parteien immer 
wieder die von der SVP diktierte 
demagogische Ausländerpolitik 


Heute Morgen, dem 6. Februar 
2007, war ich als Observierender 
Hoher Menschheitskommissar 
in Eigener Sache zufälligerweise 
unerkannt bei dem denkwürdi- 
gen und berückenden Schau- 
spiel eines Häufleins streitbarer 
und bürgersinniger Zeitgenossen 
zugegen, das sich auf dem Bun- 
desplatz der Eidgenössischen 
Foederation zu Bern in folgen- 
der satyrisch-gewitzter Manier 
offenbarte: Ein Palmenhain, eine 
regelrechte Oase, war da inmit- 
ten der gestrengen bundesberner 


INTEGRATION UND MENSCHENRECHTE 


mitträgt und Bedrohungsängste 
schürt. Umso notwendiger ist 
es, die Prioritäten und Aspekte 
einer solidarischen Asylpolitik, 
einer demokratischen Migrati- 
ons- und Integrationspolitik in 
menschenrechtspolitischer Per- 
spektive weiterzudiskutieren. 
Über 35 Autorinnen und Auto- 
ren aus ganz unterschiedlichen 
Arbeits- und Erfahrungszusam- 
menhängen berichten, analy- 
sieren und besprechen nicht 
nur, sondern erschliessen auch 
in Ansätzen neue Modelle und 
Konzepte staatlicher Souveräni- 
tät, transnationaler Bürgerrech- 
te, der Gleichberechtigung und 
der politischen Partizipation. 
WIDERSPRUCH 51: Migration, 
Integration und Menschenrech- 
te 232 S., Fr. 25.- / www.wider- 
spruch.ch 
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Architektur dem Bundesplatz und 
der Eidgenossenschaft erwachsen 
und eine bis in die verblüffens- 
ten Details dem französischen 
Tonperformanz-Künstlere John- 
ny Halliday ähnelnde Bürgerin 
schwang sich einem Äfflein gleich 
in der holdesten und glückseligs- 
ten Stimmung durch die Palmen, 
eine schmissige Melodie auf den 
Lippen. Es war ein ergetzliches 
Spektakel, und in Bälde wurde 
dem aufmerksamen Beobachter 
und ebenso den eidgenössischen 
Parlamentarierinnen und Par- 
lamentariern, die, ein höchstes 
Mass an Interesse bekundend, 
zu Scharen aus dem Bundeshaus 
geströmt kamen, auch offenbar, 
worauf die Glückseligkeit des 
Tonperformanz-Künstlers beruh- 
te: Da stand nämlich das höchste 
Gremium des kleinen Staates im 
Herzen Europas - der Bundesrat 
mit seinen Vertreterinnen und 
Vertretern, dem wackeren Chris- 
toph, dem anmutigen Fräulein 
Micheline, dem hochstirnigen 
Rudolph usw. - und fütterte das 
Äfflein emsig. Aber nicht etwa 
mit Bananen - nein! - mit Mil- 
liarden! - eigens für den Musik- 
Virtuosen gedruckten Milliarden- 
Noten der eidgenössischen Lan- 
deseinheitswährung Schweizer 
Franken! In grosser Zahl wurden 
sie dem Äfflein dargeboten zu 
dem einzigen selbstlosen Zwe- 
cke, dass dieses sich wohl fühlen 
und möglichst lange verweilen 
möge im Palmenwäldchen. Und 
es hiess: Johnny sei keineswegs 
allein, ein ganzes Rudel an Äfflein 
halte man sich da und sei bestens 
umsorgt, verpflegt und verköstigt! 
Wahrlich, schön war es für mich, 
den amtierenden Observierenden 
Hohen Menschheitskommissar, zu 
beobachten, zu welch rührenden 
Auswüchsen sich der Artenschutz 
in der Eidgenossenschaft verstie- 
gen hat. 

gez. hochachtungsvoll Freiherr 
Achatz von T. 


